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GmbHG §§ 15, 33, 60; AktG §§ 19 Abs. 3, 
71d 
Erwerb sämtlicher Geschäftsanteile der 
Mutter-GmbH durch die Tochter-GmbH; 
beidsei tig qualifizierte wechselseitige Be-
teiligung; Keinmann-GmbH 

I.  Sachverhalt 
Die M-GmbH ist Alleingesellschafterin der T-GmbH. Nun-
mehr soll die T-GmbH alle Geschäftsanteile an der M-
GmbH erwerben.

II.  Fragen
1. Ist ein Erwerb zulässig, nach dessen Vollzug beide Ge-
sellschaften zugleich Mutter- und Tochtergesellschaft der 
jeweils anderen Gesellschaft sind? 

2. Wenn ja: Welche Rechtsfolgen hat ein solches Verhält-
nis?

III. Zur Rechtslage
1. Unzulässigkeit der Keinmann-GmbH
Wechselseitige Beteiligungen unter GmbHs sind grund-
sätzlich zulässig und in der Praxis häufig anzutreffen. 
Problematisch wird es jedoch, wenn beide Gesellschaften 
aneinander nicht nur eine Mehrheitsbeteiligung inne haben, 

sondern sogar Alleingesellschafterin der je weils anderen 
GmbH sind. 

Eine solche beidseitig qualifizierte wechselseitige Be-
teiligung zu 100 % ist u. E. unzulässig. Die Folge wären 
Gesellschaften, hinter denen keine weitere Person mehr 
stünde. Damit wäre eine Konstellation geschaffen, die 
einer unzulässigen Keinmann-Gesellschaft entspräche 
(Ramming, Wechselseitige Beteiligungen außerhalb des 
Aktienrechts, 2005, S. 70 f., 29 ff., auch zur entsprechenden 
Anwendung des § 33 GmbHG auf die Begründung quali-
fiziert wechselseitiger Beteiligungen). Die Keinmann-Ge-
sellschaft geht selbst über das Kon strukt der als möglich 
erachteten Einheits gesellschaft (GmbH & Co. KG) hinaus: 
Bei der Einheitsgesellschaft existiert nämlich jen seits der 
wechselseitig beteiligten Gesellschaften noch mindestens 
ein weiterer Kommandi tist als „privatautonom handelnder 
Interessenträger“ (John, AcP 185 [1985], 209, 238; Münch-
KommGmbHG/Fleischer, § 1 Rn. 83; vgl. auch Flume, 
AT des Bürgerlichen Rechts, I/2, 1983, § 6 II, S. 188 m. 
Fn. 50). Bei der Keinmann-Gesellschaft hingegen würden 
sich die Gesellschaften aus schließlich „aus sich selbst“ 
formieren. 

2. Beseitigung der wechselseitigen Beteiligung
Der zur wechselseitigen hundertprozentigen Beteiligung 
führende Veräußerungsvertrag dürfte allerdings trotz-
dem nicht nichtig sein (zum Meinungsstand ausführ-
lich MünchKommGmbHG/Fleischer, 2010, § 1 Rn. 80 ff. 
m. w. N.). Entsprechend der wohl überwiegenden Mei-
nung zur Keinmann-Gesellschaft (ins besondere bei eige-
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nen Anteilen zu 100 %) wird man viel mehr eine Auf-
lösung beider Ge sellschaften annehmen müssen; inso-
weit wäre die Möglich keit eröffnet, die unzulässige Be-
teiligungskonstellation durch Anteilsveräußerung an einen 
Dritten zu beseitigen, wobei bereits in der Veräußerung 
ein konkludenter Fortsetzungsbe schluss des Erwerbers zu 
sehen sein könnte (vgl. GroßkommGmbHG/Casper, 2008, 
§ 60 Rn. 107; Michalski/Nerlich, GmbHG, 2. Aufl. 2010, 
§ 60 Rn. 373; MünchKommGmbHG/Berner, 2011, § 60 
Rn. 202; Lut ter/Hommelhoff/Kleindiek, GmbHG, 18. Aufl. 
2012, § 60 Rn. 24; Baumbach/Hueck/Fastrich, GmbHG, 
20. Aufl. 2013, § 33 Rn. 19; BeckOK-GmbHG/Schindler, 
Stand: 1.9.2012, § 33 Rn. 82; nach Scholz/Westermann, 
GmbHG, 11. Aufl. 2012, § 33 Rn. 44, soll die Auflösungs-
folge erst eintreten, wenn sich die Weiterveräu ßerung end-
gültig als unmöglich erweist). 

3. Auswirkungen wechselseitiger Mehrheitsbeteili-
gungen
Unabhängig von der Keinmann-Konstellation hat bereits 
die bloße wechselseitige Mehr heitsbeteiligung rechtliche 
Auswirkungen. Weil dadurch beider seits beherrschender 
Einfluss vermittelt wird und somit beide Unternehmen 
nach § 19 Abs. 3 AktG als zugleich herrschend und abhän-
gig gelten, ruht für beide Gesellschaften im Interesse des 
Minderheitenschutzes (ein Stimmrecht würde die Position 
der Verwaltung und damit mittelbar die der Gesellschafter-
mehrheit zulasten der übrigen Gesellschafter verstärken) 
das Stimmrecht in der jeweils anderen Gesellschaft (für die 
GmbH: Baumbach/Hueck/Zöllner, § 47 Rn. 58; Michalski/ 
Römermann, § 47 Rn. 68; Emmerich, in: Emmerich/Haber-
sack, Ak tien- und GmbH-Konzernrecht, 6. Aufl. 2010, § 19 
AktG Rn. 24; vgl. auch K. Schmidt/Lutter/J. Vetter, AktG, 
2. Aufl. 2010, § 19 Rn. 17; Hüffer, AktG, 10. Aufl. 2012, 
§ 19 Rn. 10). 

Dies kann u. E. bei der Rückführung wechselseitiger 
100 %-Beteiligungen zu Folgeproble men führen: Würde 
lediglich ein Minderheitsanteil an einer Gesellschaft ver-
äußert (bliebe also bei beiden Gesellschaften eine wech-
selseitige Mehrheitsbeteiligung zurück), wäre zwar der 
Auflö sungsgrund in beiden Gesellschaften beseitigt und 
könnte der Erwerber die Fortsetzung „seiner“ Gesellschaft 
beschließen. Diese Gesellschaft könnte aber wegen eines 
weiter hin ru henden Stimmrechts keinen Beschluss zur 
Fortsetzung der anderen Gesellschaft fas sen, an der sie 
nach wie vor zu 100 % beteiligt wäre. Praktisch wäre also 
eine Veräußerung bei bei den Gesellschaften erforder-
lich. Bei einer Rückführung der wechselsei tigen Beteili-
gung auf nicht mehr als 50 % würde zudem das Stimmrecht 
der einen bei der anderen GmbH wieder aufleben. § 328 
AktG dürfte auf einfache wechselseitige Be teiligungen – 25 
bis 50 % – unter GmbHs nicht anwendbar sein (vgl. Scholz/
Emmerich, Anh. § 13 Rn. 35). 

4. Ergebnis
Die Rechtslage ist im Hinblick auf wechselseitige GmbH-
Beteiligungen zu 100 % noch nicht abschließend ge-
klärt. Unseres Erachtens führt eine solche Beteiligung in 
die Keinmann-Gesellschaft und damit zur Auflösung der 
GmbH. Anteilserwerbe, die dieses kritische Verhältnis be-
gründen, sind zwar wirksam, aber ohne jeden praktischen 
Nutzen – im Gegenteil: Sollen die Gesellschaften fortbe-
stehen, müssen die Veräußerungen (zumindest teilweise) 
wieder rückgängig gemacht werden.  

BGB § 1901a; TPG § 3 
Patientenverfügung und Organspende; Re-
gelungsbedarf? 

I.  Sachverhalt
Bei der Errichtung einer Patientenverfügung wünscht der 
Mandant, dass unter bestimmten Umständen keine lebens-
verlängernden Maßnahmen vorgenommen werden sollen. 
Andererseits möchte er als Organspender zur Verfügung 
stehen. Zwischen diesen beiden Zielsetzungen besteht ein 
gewisses Spannungsverhältnis, da eine lege artis und vor 
allem unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen 
durchgeführte Organtransplantation ggf. lebensverlängern-
de Maßnahmen erfordert.

Bislang enthält der Entwurf der Patientenverfügung – neben 
dem Wunsch, dass unter bestimmten Umständen lebensver-
längernde Maßnahmen unterlassen werden – lediglich den 
Passus, dass nach dem Tode Ein verständnis mit der Entnah-
me von Organen und Gewebe zu Transplantationszwecken 
bestehe. Das „Rangverhältnis“ dieser beiden Zielsetzungen 
ist hingegen nicht ausdrücklich geregelt.

II.  Frage
Ergibt sich der Vorrang des Organspendewunsches und 
der damit notwendig verbundenen Maßnahmen mit hin-
reichender Deutlichkeit aus dem ausdrücklich erklärten 
Ein verständnis mit der Entnahme oder muss in den Text 
der Patientenverfügung eine entsprechende Formulierung 
aufgenommen werden?

III. Zur Rechtslage
1. Zulässigkeit der Organentnahme; Einwilligung 
des Organspenders
Nach § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 TPG (Transplantationsgesetz) 
ist die Entnahme von Organen oder Gewebe grundsätz-
lich nur zulässig, wenn der Organ- oder Gewebespen-
der in die Ent nahme eingewilligt hat. Damit ist bereits im 
Transplantationsgesetz selbst niedergelegt, dass das Recht 
des Menschen zur Bestimmung über das Schicksal sei-
nes Leichnams oder von Teilen davon nicht allein auf die 
Wahl zwischen den üblichen Bestattungsarten beschränkt 
ist, son dern u. a. auch die Befugnis umfasst, Organe zur 
postmortalen Transplantation zu spenden. Das Recht zur 
Organspende ist demnach als Schutzgut des allgemeinen 
Persönlichkeitsrechts anerkannt (MünchKommStGB/Tag, 
2007, § 3 TPG Rn. 2). Die Entscheidung des Spenders über 
die Organspende wirkt dabei über den Tod hinaus, da der 
Wille der verstorbenen Person die Hinterbliebenen bin-
det (MünchKommStGB/Tag, § 3 TPG Rn. 4 f.). 

§ 3 Abs. 2 Nr. 1 TPG legt des Weiteren fest, dass die post-
mortale Organ entnahme bei Personen unzulässig ist, die ihr 
widersprochen haben. Damit soll klargestellt sein, dass 
in das postmortale Persönlichkeitsrecht des potenziellen 
Organ spenders nicht eingegriffen werden darf, wenn dieser 
Widerspruch eingelegt hat (Schroth, in: Schroth/König/
Gutmann/Oduncu, TPG, 2005, § 3 Rn. 19). Der Wider-
spruch ist ebenso wie die Einwilligung in die Organspende 
an keine bestimmte Form gebunden, wobei allerdings aus 
Beweisgründen eine zumindest schriftliche Erklärung rat-
sam erscheint (MünchKommStGB/Tag, § 3 TPG Rn. 20). 

2. Regelung der Patientenverfügung
Die Patientenverfügung ist seit ihrer gesetzlichen Rege-
lung durch das Dritte Betreuungs rechtsänderungsgesetz 
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in § 1901a Abs. 1 S. 1 BGB legal definiert. Hiernach 
ist eine Patien tenverfügung die für den Fall der Einwilli-
gungsunfähigkeit getroffene schriftliche Festlegung eines 
einwilligungsfähigen Volljährigen, ob er in bestimmte, 
zum Zeitpunkt der Festlegung noch nicht unmittelbar be-
vorstehende Untersuchungen seines Gesundheitszustands, 
Heil behandlungen oder ärztliche Eingriffe einwilligt oder 
sie untersagt (vgl. BeckOK-BGB/G. Müller, Std.: 1.8.2012, 
§ 1901a Rn. 6). Die Festlegung der Einwilligung bzw. der 
Untersagung einer bestimmten medizinischen Maßnahme 
ist nach h. A. für alle in die medi zinische Behandlung invol-
vierten Personen unmittelbar verbindlich (vgl. nur Münch-
KommBGB/Schwab, 6. Aufl. 2012, § 1901a Rn. 19). Dabei 
liegt der eigentliche Anwen dungsbereich der Patientenver-
fügung in der Festlegung der Unterlassung bzw. des Ab-
bruchs lebenserhaltender medizinischer Maßnahmen 
im Vorfeld des Sterbens (vgl. MünchKommBGB/Schwab, 
§ 1901a Rn. 22). Die Grenze der Verbindlichkeit einer 
Patien tenverfügung bilden das Strafrecht und die medizi-
nische Ethik (MünchKommBGB/Schwab, a. a. O.). Daher 
sind bspw. Maß nahmen der Basisbetreuung nicht aus-
schließbar. Arzt und Pflegepersonal haben hierfür in jedem 
Fall zu sorgen (vgl. BT-Drucks. 16/8442, S. 13). 

3. Verhältnis der Patientenverfügung zur Organ-
spende
Das Verhältnis von Patientenverfügung und Organspende 
ist bisher weder Gegenstand der Rechtsprechung gewe-
sen noch in der Literatur vertieft behandelt worden. Die 
Rechts lage ist daher unsicher. 

Aus unserer Sicht ist grundsätzlich davon auszugehen, dass 
die Nichteinwilligung in nicht unmittelbar bevorstehende 
ärztliche Maßnahmen einer Organ- oder Gewebeent-
nahme i. S. d. TPG entgegenstehen kann. Entscheidend 
ist in diesem Zusammenhang u. E. nicht, dass sich der 
Patienten verfügung etwa regelmäßig ein ausdrücklicher 
Widerspruch gegen die Organentnahme nach § 3 Abs. 2 
Nr. 1 TPG entnehmen ließe. Problematisch ist vielmehr, 
dass – wie im Sachverhalt angesprochen – in der Patien-
tenverfügung regelmäßig lebensverlängernde oder lebens-
erhaltende intensivmedizinische Maßnahmen in bestimm-
ten aussichtslosen Situationen untersagt werden, die aber 
ggf. stattfinden müssen, wenn Organe oder Gewebe desje-
nigen, der die Patientenverfügung errichtet hat, nach dessen 
Hirntod entnommen wer den sollen. 

Dass Patientenverfügungen im herkömmlichen Sinne, mit 
denen lebenserhal tende oder -verlängernde Maßnahmen 
untersagt werden, sich u. U. negativ auf Organ spenden aus-
wirken können, wird i. Ü. auch vonseiten der Deut schen 
Stiftung für Organtransplantation (DSO) vermutet. Ein 
Grund für den Rückgang der Organ spenden im Jahr 2011 
gegenüber dem Vorjahr wird u. a. in der wachsenden Zahl 
der Patientenverfügungen gesehen. Immer häufiger schie-
nen Patienten verfügungen eine Organspende auszuschlie-
ßen, weil der Patient intensivmedizinische Maßnahmen 
abgelehnt und sich nicht ausdrücklich dazu geäußert habe, 
ob für den Fall der Organ- oder Gewebeentnahme zwecks 
Spende etwas anderes gelten solle.

Die kautelarjuristische Literatur zur Patientenverfügung 
rät allgemein, darauf zu achten, dass die Behandlungswün-
sche bei Gestattung einer Organspende mit dieser nicht im 
Widerspruch stehen. Anderenfalls sei festzulegen, welche 
medizini schen Maßnahmen bzw. Behandlungswünsche 
vorrangig seien (vgl. Fenner, in: Beck’sches FB Bürgerli-

ches, Handels- und Wirtschaftsrecht, 11. Aufl. 2013, VI. 39 
[Patientenverfügung], Anm. 8). 

Zur Regelung der Problematik wird in der Literatur in An-
lehnung an die Broschüre des BMJ zur Patienten verfügung 
(derzeit abrufbar unter „http://www.bmj.de/SharedDocs/
Downloads/DE/broschueren_fuer_warenkorb/DE/Patien-
tenverfuegung.pdf?__blob=publicationFile“, Std.: Juni 
2012) folgende Formulie rung empfohlen (vgl. Renner, in: 
Müller/Renner, Betreuungsrecht und Vorsorgeverfügungen 
in der Praxis, 3. Aufl. 2011, Rn. 576; ähnlich der Vorschlag 
der DSO, derzeit abrufbar unter „http://www.dso.de/kon-
takt/haeufige-fragen.html“, Std.: 14.1.2013): 

„Ich stimme einer Entnahme meiner Organe und von Ge-
webe nach meinem Tode zu Transplantationszwecken zu. 
Komme ich nach ärztlicher Beurteilung bei einem sich ab-
zeichnenden Gehirntod als Organspender in Betracht und 
müssen dafür ärzt liche Maßnahmen durchgeführt werden, 
die ich in meiner Patien tenverfügung ausgeschlossen habe, 
dann geht die von mir erklärte Bereitschaft zur Organ-
spende vor (alternativ: gehen die Bestimmungen in dieser 
Patientenverfügung vor).“

Ein anderer möglicher Weg wird darin gesehen, der (et-
waigen) bevollmächtigten Vertrauensperson insoweit aus-
drücklich Entscheidungsfreiheit einzuräumen (vgl. Lipp, 
in: Lipp, Handbuch der Vorsorgeverfügungen, 2009, § 16 
Rn. 72, § 17 Rn. 185): 

„Der Vollmachtgeber überträgt dem Bevollmächtigten als 
seiner Vertrauensperson die Entscheidung über die Entnah-
me von Organen, Geweben und Zellen nach seinem Tod.“

4. Ergebnis
Um auszuschließen, dass die grundsätzliche Organspen-
debereitschaft durch die in der Patientenverfügung nie-
dergelegte Ablehnung intensivmedizinischer Maßnahmen 
behindert wird, dürfte es sich u. E. zunächst empfehlen, 
in der Patientenverfügung das Einver ständnis mit der 
postmortalen Entnahme von Organen oder Geweben zu 
Transplantations zwecken zu erklären. Darüber hinaus sollte 
aber klargestellt werden, dass die – ggf. zeitlich befristete 
– Durch führung intensivmedizinischer Maßnahmen mit 
dem Ziel der Organentnahme zu Transplantationszwecken 
zulässig ist.

Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie über unseren Gutachten-
Abrufdienst im Internet unter: 

http://faxabruf.dnoti-online-plus.de

abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können die 
Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder mit  
Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt ebenfalls 
für die bisherigen Faxabruf-Gutachten.

HeizkostenVO §§ 10, 7, 8; WEG § 16 
Zulässigkeit einer zu 100 % am Verbrauch orientierten 
Verteilung der Heizkosten; Vorgaben der HeizkostenVO
Abruf-Nr.: 122531

Gutachten im Abrufdienst
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EGBGB Art. 14, 15
Polen: Güterstand polnisch-deutsch/polnischer Eheleute
Abruf-Nr.: 122201

GBO §§ 7, 13; BGB §§ 890, 903 
Notwendigkeit der Realteilung eines Grundstücks 
Abruf-Nr.: 119527

AktG §§ 295 Abs. 1, 293 Abs. 3, 294 Abs. 2, 292 
Abs. 1 Nr. 2; BGB §§ 516, 780, 821
Sonderzahlungsabrede als Änderung eines 
als Teilgewinnabführungsvertrag bestehenden 
Unternehmensvertrags; Schriftformerfordernis; 
Eintragungserfordernis 

Eine form- und eintragungsbedürftige Änderung eines 
Teilgewinnabführungsvertrags i. S. v. § 292 Abs. 1 Nr. 2 
AktG kann auch konkludent vereinbart werden, z. B. 
dadurch, dass die einem stillen Gesellschafter zustehen-
de Gewinnbeteiligung für ein bestimmtes Jahr als eine 
von einem etwaigen Jahresfehlbetrag unabhängige Ver-
gütung vereinbart wird. (Leitsatz der DNotI-Redaktion)

BGH, Urt. v. 18.9.2012 – II ZR 127/11
Abruf-Nr.: 11070R

Problem
Sparkassen und Versicherungsunternehmen hatten sich an 
der HSH Nordbank AG jeweils mit einer Vermögenseinlage 
als stille Gesellschafter beteiligt. In den Gesellschaftsver-
trägen war eine jährliche Gewinnbeteiligung der stillen Ge-
sellschafter in Höhe eines bestimmten Prozentsatzes ihrer 
Einlage vereinbart. Die Gewinnbeteiligung sollte entfallen, 
wenn dadurch bei der HSH Nordbank AG ein Jahresfehl-
betrag entstehen oder erhöht würde. 

Mit einem Schreiben zum Ende des Jahres 2008 bestätigte 
die HSH Nordbank AG den stillen Gesellschaftern, dass 
sie die Vergütung für die stille Einlage auch im Falle eines 
Jahresfehlbetrags im Jahr 2008 in voller Höhe auszahlen 
werde. Auf diese Weise sollte ein Reputationsverlust ver-
mieden werden. Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 
2008 wies in der Tat einen Jahresfehlbetrag in einstelliger 
Milliardenhöhe aus. 

Nachdem die HSH Nordbank AG die angekündigten Son-
derzahlungen verweigert hatte, klagten die stillen Gesell-
schafter die Vergütung für das Geschäftsjahr 2008 in ins-
gesamt sieben Verfahren ein. Teilweise hatten sie Erfolg, 
teilweise wurden ihre Klagen abgewiesen. 

Entscheidung
Nach Auffassung des II. Zivilsenats des BGH steht den stil-
len Gesellschaftern kein Anspruch auf Zahlung der Ver-
gütung für ihre stillen Einlagen für das Geschäftsjahr 
2008 zu, da eine entsprechende Verpflichtung der Beklagten 
u. a. mangels Beachtung der gesetzlich vorgeschriebenen 
Form nicht begründet worden ist (§ 125 S. 1 BGB). 

Der Formverstoß ergebe sich jedoch nicht aus § 518 
Abs. 1 BGB, da die Sonderzahlung keine schenkweise 
versprochene unentgeltliche Leistung darstelle, sondern 
im Rahmen des gesellschaftsrechtlichen Verhältnisses der 

Parteien und daher causa societatis erfolgt sei. Eine unent-
geltliche schenkweise Zuwendung sei nicht bereits dann 
anzunehmen, wenn die versprochene Leistung (zuvor) 
rechtlich nicht geschuldet werde. Für die Annahme einer 
Leistung causa societatis sei es auch unerheblich, ob die 
Zusage der Vergütungszahlung für das Geschäftsjahr 2008 
als selbstständiges Schuldversprechen i. S. v. § 780 S. 1 
BGB zu beurteilen sei. 

Allerdings war das Sonderzahlungsversprechen zum 
Ende des Jahres 2008 nach § 295 Abs. 1 S. 2 i. V. m. 
§ 293 Abs. 3 AktG formbedürftig (Schriftform). Bei den 
Verträgen über die Errichtung einer stillen Gesellschaft 
handele es sich um Unternehmensverträge in Gestalt von 
Teilgewinnabführungsverträgen i. S. v. § 292 Abs. 1 Nr. 2 
AktG, deren Änderung gem. § 295 Abs. 1 S. 2 i. V. m. 
§ 293 Abs. 3 AktG der schriftlichen Form bedurft habe. 
Die Änderung eines Unternehmensvertrags i. S. v. § 295 
AktG erfolge durch eine zweiseitige Vereinbarung der 
Vertragspartner, durch welche der Vertrag noch während 
seiner Laufzeit inhaltlich abgeändert werden solle. Eine 
solche Änderungsvereinbarung sei nicht nur dann gegeben, 
wenn die Vertragsparteien die Änderung des Vertrags aus-
drücklich vereinbarten, sondern könne auch konkludent 
erfolgen. Maßgeblich sei allein, ob durch eine rechtsge-
schäftliche Vereinbarung inhaltlich auf die nach der bis-
herigen Vertragslage bestehenden Rechte und Pflichten der 
Parteien eingewirkt werde. Durch Vereinbarung einer von 
einem etwaigen Jahresfehlbetrag unabhängigen Vergü-
tung für die stille Einlage sollten die sich aus dem stillen 
Gesellschaftsvertrag ergebenden Rechte und Pflichten ab-
geändert werden. 

Dem stehe nicht entgegen, dass die Parteien die Sonder-
zahlungszusage nicht in den am 8.1.2009 unterzeichneten 
Änderungsvertrag aufgenommen, sondern hierfür eine 
eigenständige Vereinbarung getroffen hätten. Zwar sei dem 
Berufungsgericht darin zuzustimmen, dass es den Parteien 
im Grundsatz freistehe, mit welchen der ihnen vom Gesetz 
eingeräumten Möglichkeiten sie das von ihnen verfolgte 
Ziel erreichen wollten. Die rechtliche Beurteilung der 
von ihnen im Einzelfall gewählten tatsächlichen Gestal-
tung stehe dagegen nicht zur Disposition der Vertrags-
parteien. Somit unterfällt die Sonderzahlungsvereinba-
rung, welche die Voraussetzungen einer Änderung i. S. v. 
§ 295 AktG erfüllt, auch dann dem Anwendungsbereich 
dieser Vorschrift, wenn die Vertragsteile der Ansicht sind, 
den zwischen ihnen bestehenden Unternehmensvertrag 
nicht zu ändern. 

Für die Anwendung von § 295 AktG kommt es laut BGH 
im Übrigen nicht darauf an, ob es sich bei der Vergütungs-
zusage für das Geschäftsjahr 2008 um ein selbstständiges 
Schuldversprechen i. S. v. § 780 S. 1 BGB handeln sollte, 
da auch in diesem Fall die für die Änderung eines Teilge-
winnabführungsvertrags geltenden Wirksamkeitsvorausset-
zungen des § 295 AktG zu beachten wären. 

Ob eine Vertragsänderung i. S. v. § 295 AktG auch dann 
noch anzunehmen ist, wenn nach den vertragsändernden 
Absprachen nicht mehr vom ursprünglichen Vertragsty-
pus ausgegangen werden kann, ließ der BGH offen. Zwar 
könne von einem Teilgewinnabführungsvertrag i. S. v. 
§ 292 Abs. 1 Nr. 2 AktG nicht mehr gesprochen werden, 
wenn auf die Einlage des stillen Gesellschafters eine feste, 
vom Gewinn unabhängige Vergütung gewährt werde. Dies 
sei vorliegend allerdings nicht der Fall, da die Zusage einer 
festen Vergütung auf die Einlage neben einer ansonsten 

Rechts pre chung
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vereinbarten Gewinnbeteiligung stehe und es sich somit 
um ein einheitliches Beteiligungsvertragsverhältnis handele. 

Vorliegend ist die nach § 295 Abs. 1 S. 2 i. V. m. § 293 
Abs. 3 AktG erforderliche Schriftform nicht gewahrt, da 
es an einem von beiden Parteien unterzeichneten schrift-
lichen Vertrag mangelt. Im Übrigen fehlt es auch an der 
erforderlichen Handelsregistereintragung (§ 295 Abs. 1 
S. 2 i. V. m. § 294 Abs. 2 AktG). Folglich können die Klä-
ger keine Ansprüche aus dem wegen fehlender Form (§ 125 
S. 1 BGB) und fehlender Registereintragung unwirksamen 
Zahlungsversprechen der Beklagten herleiten. Einem etwai-
gen Anspruch aus einem selbstständigen Schuldversprechen 
i. S. v. § 780 BGB könnte die Beklagte jedenfalls die Berei-
cherungseinrede nach § 821 BGB entgegenhalten. 

GrEStG §§ 1, 8, 9; UStG § 4 Nr. 9 lit. a
„Einheitlicher Erwerbsgegenstand“ im Grund-
erwerbsteuerrecht; Doppelbelastung mit Grund-
erwerb- und Umsatzsteuer

1. Ergibt sich aus weiteren Vereinbarungen, die mit 
einem Grundstückskaufvertrag in einem rechtlichen 
oder zumindest objektiv sachlichen Zusammenhang 
stehen, dass der Erwerber das beim Abschluss des Kauf-
vertrags unbebaute Grundstück in bebautem Zustand 
erhält, bezieht sich der grunderwerbsteuerrechtliche 
Erwerbsvorgang auf diesen einheitlichen Erwerbsgegen-
stand (Festhalten an der ständigen Rechtsprechung).

2. Gegen die ständige Rechtsprechung des BFH zum ein-
heitlichen Erwerbsgegenstand im Grunderwerbsteuer-
recht bestehen keine unionsrechtlichen oder verfas-
sungsrechtlichen Bedenken. Sie steht nicht im Wider-
spruch zu der Rechtsprechung der Umsatzsteuersenate 
des BFH.

BFH, Urt. v. 27.9.2012 – II R 7/12
Abruf-Nr.: 11071R

Problem
Bei der Grunderwerbsteuer kann unter bestimmten Voraus-
setzungen das Grundstück im bebauten Zustand Gegenstand 
des grunderwerbsteuerlichen Erwerbsvorgangs sein, auch 
wenn die Verpflichtungen zur Übereignung des Grund-
stücks und zur Errichtung des Gebäudes auf unterschied-
lichen Verträgen beruhen, die der Erwerber mit verschie-
denen Personen geschlossen hat (einheitlicher Erwerbs-
gegenstand, einheitliches Vertragswerk). 

Im Gegensatz zum Grunderwerbsteuerrecht setzt die An-
nahme einer einheitlichen Leistung i. S. d. Umsatz-
steuerrechts voraus, dass es sich um Tätigkeiten dessel-
ben umsatzsteuerlichen Unternehmers handelt. Betreffen 
die Verpflichtungen aus den Verträgen verschiedene Perso-
nen (d. h. verschiedene Unternehmer i. S. d. Umsatzsteuer-
rechts), so ist umsatzsteuerlich zwischen der nach § 4 Nr. 9 
lit. a UStG umsatzsteuerfreien Grundstückslieferung 
des Grundstücksveräußerers und den umsatzsteuerpflich-
tigen Bauleistungen des anderen Unternehmers zu unter-
scheiden. Umsatzsteuerfrei sind demnach nur die Umsätze 
des Grundstücksveräußerers, nicht aber die Umsätze des 
Unternehmers, der die Bebauungsleistung erbringt (vgl. 
hierzu BFH, Urt. v. 19.3.2009 – V R 50/07, BStBl II 2010, 
78 = MittBayNot 2010, 76). 

Im Grunderwerbsteuerrecht ist eine einheitliche Leis-
tung auch bei selbstständigen Leistungen verschiedener 
Unternehmer (Personen) denkbar. Dies kann zu einer 
Doppelbelastung mit Grunderwerbsteuer und Umsatz-
steuer führen, wenn der Grundstücksveräußerungsvertrag 
und der Werkvertrag von umsatzsteuerlich unterschiedli-
chen Unternehmen abgeschlossen werden. Grunderwerb-
steuerlich ist Gegenstand des Erwerbsvorgangs unter den 
vorgenannten Voraussetzungen das „bebaute Grundstück“ 
als einheitliches Vertragswerk. Aus umsatzsteuerlicher 
Sicht ist hingegen lediglich der Grundstücksveräußerungs-
vertrag nach § 4 Nr. 9 lit. a UStG umsatzsteuerfrei, der 
Werkvertrag aber nach § 1 Abs. 1 i. V. m. § 3 UStG um-
satzsteuerpflichtig. Die Einbeziehung der Baukosten beim 
sog. einheitlichen Vertragswerk in die Bemessungsgrund-
lage der Grunderwerbsteuer verstößt laut EuGH (Beschl. 
v. 27.11.2008 – C-156/08, DNotI-Report 2009, 63) nicht 
gegen das Gemeinschaftsrecht. 

Entscheidung
Entgegen der bisher ständigen Rechtsprechung des BFH 
hatte das FG Niedersachsen in seinem Urteil vom 26.8.2011 
(7 K 192/09 u. a., EFG 2012, 730) entschieden, dass ein 
Bauerrichtungsvertrag (Werkvertrag), der im Zusammen-
hang mit dem Erwerb eines unbebauten Grundstücks 
(Kaufvertrag) abgeschlossen wird und der für den Bau-
herrn eine Umsatzsteuerbe lastung auslöst, regelmäßig nicht 
der Grunderwerbsteuer unterliegt. Das Finanzgericht hatte 
dabei insbesondere die Frage aufgeworfen, ob die unter-
schiedliche Beurteilung in Grunderwerbsteuer- und Um-
satzsteuerrecht gegen die Einheit der Steuerrechtsordnung, 
das verfas sungsrechtliche Gleichbehandlungsgebot und das 
europäische Gemeinschaftsrecht verstößt. 

Als Reaktion darauf erging das vorliegende Urteil, in dem 
der BFH an seiner ständigen Rechtsprechung zum grund-
erwerbsteuerrechtlichen „einheitlichen Vertragswerk“ fest-
hält. Der II. Senat des BFH sah insoweit in seiner bisheri-
gen Rechtsprechung keinen Verstoß gegen Unions- oder 
Verfassungsrecht, ebenso wenig einen Widerspruch zur 
Rechtsprechung der Umsatzsteuersenate. Folglich ist wei-
terhin eine Doppelbelastung mit Grunderwerbsteuer 
und Umsatzsteuer möglich, wenn der Vertrag über die 
Veräußerung eines (noch) unbebauten Grundstücks und der 
korrespondierende Werkvertrag von unterschiedlichen 
Unternehmen im umsatzsteuerlichen Sinne abgeschlos-
sen werden.

P. Baltzer/M. Reisnecker, Vorsorgen mit Sorgenkin-
dern, C. H. Beck Verlag, München 2012, 264 Seiten, 
59.– €

Die Nachlassplanung gestaltet sich insbesondere dann be-
sonders schwierig, wenn das zu vererbende Vermögen vor 
dem Zugriff des gesetzlich erb- und pflichtteilsberechtigten 
„Sorgenkinds“ geschützt werden soll bzw. vor dem Zugriff 
seiner Gläubiger, des Staats als Träger der Sozialhilfe/der 
Hilfe für Arbeitssuchende oder des früheren Ehegatten des 
Erblassers. Um das Gestaltungsziel des Erblassers bestmög-
lich zu erreichen, gilt es die verschiedenen lebzeitigen und 
letztwilligen Handlungsoptionen mit ihren jeweiligen Vor- 
und Nachteilen gegeneinander abzuwägen. Ausgehend von 
der Darstellung der gesetzlichen Grundlagen des Erb- und 

Li te ra tur hin wei se
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Pflichtteilsrechts liefert der vorliegende Leitfaden hierfür 
ein umfassendes Rüstzeug unter prägnanter Erörterung 
der zur Auswahl stehenden Regelungsvarianten. Beson-
ders hervorzuheben ist, dass die einzelnen Gestaltungswege 
nicht nur isoliert erörtert, sondern anschließend im Rahmen 
einer Bewertung anhand verschiedener Zielsetzungen des 
Erblassers gegenübergestellt werden (z. B. Vergleich der 
Nacherbschaft-, Vermächtnis- und umgekehrten Vermächt-
nislösung beim sog. „Behindertentestament“). Dies erleich-
tert es dem Vertragsgestalter, den Mandanten die ohnehin 
sehr komplexen Konstruktionen näherzubringen. Abgerun-
det wird das vorliegende Werk durch zahlreiche Vollmuster 
(u. a. zu verschiedenen Varianten des Behindertentesta-
ments, zum Bedürftigen- und Überschuldetentestament und 
zu letztwilligen Verfügungen bei Patchworkfamilien). Ob 
sich beim Bedürftigentestament die aufschiebend bedingte 
Anordnung der Vor- und Nacherbschaft empfiehlt (vgl. den 
Vorschlag auf S. 233 Fn. 670), erscheint allerdings zweifel-
haft, da auf diese Weise ein grundsätzlich pfändbares An-
wartschaftsrecht entstehen dürfte. Ungeachtet dessen liefert 
das Werk einen hervorragenden aktuellen Überblick über 
die lebzeitigen und letztwilligen Gestaltungsmöglichkeiten 
bei Sorgenkindern. Nicht zuletzt durch die gestaltungs-
freundliche jüngere Rechtsprechung des IV. Zivilsenats des 
BGH (vgl. u. a. DNotZ 2011, 381 = DNotI-Report 2011, 28 
zur Zulässigkeit des Pflichtteilsverzichts eines behinderten 
Sozialleistungsbeziehers) besteht in diesem Bereich mittler-
weile eine hinreichende Rechtssicherheit. 

Fazit: Jedenfalls demjenigen Kollegen, der noch nicht über 
ein Werk mit ähnlichem Fokus verfügt, ist die Anschaffung 
des Buchs von Baltzer/Reisnecker vorbehaltlos ans Herz zu 
legen. Bei einer Neuauflage wäre es allerdings wünschens-
wert, wenn die Muster in irgendeiner Form elektronisch zur 
Verfügung gestellt würden. 

Notar a. D. Sebastian Herrler

S. Gottwald, Grunderwerbsteuer: Leitfaden für die 
Praxis, 4. Aufl., Carl Heymanns Verlag, Köln 2013, 
439 Seiten, 54.– €

Der bewährte Kommentar zum Grunderwerbsteuergesetz 
von Gottwald liegt nun in der vierten Auflage vor. Neu 
enthält er u. a. eine umfassende Kommentierung des § 6a 
GrEStG, der durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz 
v. 22.12.2009 eingeführt wurde. Aktualisiert wurden die 
Ausführungen zur Berechnung der Grunderwerbsteuer, ins-
besondere zur Frage, wann die erhöhte Grunderwerbsteuer 
zur Anwendung kommt. Die ertragsteuerliche Beurteilung 
der Grunderwerbsteuer wurde unter Beachtung der ak-
tuellen BFH-Urteile aus dem Jahr 2011 überarbeitet. Für 
die notarielle Praxis von besonderem Interesse dürften die 
Formulierungsvorschläge zur umsatzsteuerlichen Behand-
lung von Grundstückskaufverträgen sein, die im Rahmen 
der Wechselwirkung von Grunderwerbsteuer und Umsatz-
steuer unter Ziffer A erörtert wird. Durch seine umfassende, 
praxisbezogene Darstellung mit Beispielen und Formu-
lierungshilfen stellt die Neuauflage ein unverzichtbares 
Hilfsmittel für die Beratungspraxis dar und wird daher zur 
Anschaffung empfohlen. 

Dr. Bärbel Freier

J.-U. Hahn (Hrsg.), Gemeinsames Europäisches 
Kaufrecht: Moderner Ansatz oder praxisferne Vi-
sion?, C. H. Beck Verlag, München 2012, 223 Seiten, 
79.– €

Am 24. Mai 2012 fand in der Goethe-Universität in Frank-
furt am Main eine Anhörung der Justizministerinnen und 
Justizminister der Länder zum Entwurf der Europäischen 
Kommission für ein Gemeinsames Europäisches Kaufrecht 
statt. Im vorliegenden Tagungsband sind die Referate ab-
gedruckt – leider ohne Berichte der sich jeweils anschlie-
ßenden Diskussionen. Zu Wort kamen Vertreter aus Politik 
und Wissenschaft sowie der betroffenen Interessenver-
bände, u. a. der Präsident des Deutschen Notarvereins, Dr. 
Oliver Vossius. Ohne im Detail auf die einzelnen Beiträge 
einzugehen, lässt sich doch festhalten, dass die Skepsis 
gegenüber einer allzu raschen Umsetzung des Kommis-
sionsentwurfs gerade aus Sicht der von einer derartigen 
Gesetzesnovelle Betroffenen deutlich überwog. Vor diesem 
Hintergrund ist es zu begrüßen, dass die EU-Kommission 
– vielleicht auch wegen der Stimmungslage auf der Tagung 
vom 24. Mai 2012 – nicht (mehr) auf eine rasche Verab-
schiedung des Gemeinsamen Europäischen Kaufrechts zu 
drängen scheint.

Notar a. D. Sebastian Herrler

P. Limmer/C. Hertel/N. Frenz/J. Mayer (Hrsg.), 
Würzburger Notarhandbuch, 3. Aufl., Carl Hey-
manns Verlag, Köln 2012, 3113 Seiten (inkl. CD-
ROM), 228.– €

Gerade einmal zweieinhalb Jahre nach Erscheinen der (ver-
griffenen) zweiten Auflage liegt nunmehr die dritte Auflage 
des Würzburger Notarhandbuchs vor, „in neuem Gewand“ 
(bedingt durch den Wechsel vom ZAP-Verlag zum Carl 
Heymanns Verlag) und leider auch um 50 € teurer als die 
Vorauflage. 

Angesichts der ohnehin flächendeckenden Verbreitung in 
den deutschen Notariaten bedarf das Würzburger Notar-
handbuch an sich keiner näheren Vorstellung. Im Folgen-
den sollen daher lediglich die Neuerungen erwähnt wer-
den, welche die Anschaffung auch der dritten Auflage für 
jede deutsche Notarin und jeden deutschen Notar letztlich 
alternativlos machen. Während die zweite Auflage recht 
kurz nach einer wahren Flut von Gesetzesnovellen zum 
Ende der letzten Legislaturperiode erschien und die damit 
verbundenen Neuregelungen daher im Wesentlichen nur 
anhand der Gesetzesmaterialien sowie einzelner Literatur-
stimmen dargestellt und gewürdigt werden konnten, be-
stand in der dritten Auflage Gelegenheit, die Position ins-
besondere der Rechtsprechung zu berücksichtigen. Exem-
plarisch genannt seien hier die Entscheidungen zu den Neu-
regelungen betreffend die GbR. In diesem Zusammenhang 
wurden auch neue Formulierungsmuster für den Grund-
stückskauf unter Beteiligung einer GbR auf Käufer- bzw. 
Verkäuferseite aufgenommen. In der Neuauflage finden 
sich ferner u. a. Ausführungen zum deutsch-französischen 
Abkommen über den Güterstand der Wahl-Zugewinnge-
meinschaft (Teil 7 Kap. 4 Rn. 203 f.), zu den (jedenfalls für 
die notarielle Praxis sehr überschaubaren) Neuerungen im 
Zuge der geplanten Aktienrechtsnovelle 2012 (bzw. man-
gels Verabschiedung nun 2013), zu einigen Änderungen 
im Bereich der landesrechtlichen Vorkaufsrechte und – im 
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weiterhin sehr ausführlichen und instruktiven Teil zum 
Internationalen Privatrecht sowie zum ausländischen 
Recht – zur Europäischen Erbrechtsverordnung, die für 
grenzüberschreitende Erbfälle ab dem 17.8.2015 das inter-
nationale Erbrecht der Mitgliedstaaten der EU verdrängen 
wird (Teil 7 Kap. 3 Rn. 23 f., vgl. hierzu den Überblick in 
DNotI-Report 2012, 121), sowie – im Bereich des ausländi-
schen Rechts – zu den neuen IPR-Gesetzen Albaniens, der 
Niederlande und Polens und zu den neuen Zivilgesetzbü-
chern sowie dem neuen IPR in Rumänien und Tschechien. 

Neu in die dritte Auflage aufgenommen wurden darüber 
hinaus weitere Formulierungsmuster, u. a. zum Teil-
flächenverkauf, zur Verwahrung bei Verlust eines Grund-
schuldbriefs sowie – betreffend den Bauträgervertrag – zum 
Verkauf eines Reihenhauses, zum nachträglichen Kellerver-
kauf, zum Verkauf eines sanierten Altbaus und zum Verkauf 
an einen „Nachzügler“. Was das (leidige) Thema der formu-
larmäßigen Bindungsfristen bei Sukzessivbeurkundung 
von Angebot und Annahme anbelangt, hält Hertel auch in 
der dritten Auflage an seiner Auffassung fest, dass bei Ka-
pitalanlegern ca. doppelt so lange Bindungsfristen wie beim 
Erwerb durch Selbstnutzer zulässig sind. Demgegenüber 
rechtfertigt das sog. „Platzierungsinteresse“ des Bauträ-
gers (Vorliegen einer Mindestanzahl von Kaufangeboten) 
seines Erachtens keine längeren Bindungsfristen (Teil 2 
Kap. 3 Rn. 30). In diesem Zusammenhang ist auf die beiden 
jüngst ergangenen Entscheidungen des OLG Dresden (Urt. 
v. 6.12.2011 – 14 U 750/11, DNotZ 2012, 374 = NotBZ 
2012, 107) und des OLG Nürnberg (Urt. v. 31.1.2012 – 1 U 
1522/11, MittBayNot 2012, 461) hinzuweisen. Beide Ober-
landesgerichte halten es beim Bauträgervertrag – wohl ent-
gegen der Ansicht des V. Zivilsenats des BGH – zumindest 
für möglich, eine über vier Wochen hinausgehende Regel-
bindungsfrist i. S. v. § 147 Abs. 2 BGB anzunehmen (OLG 
Nürnberg: maximal sechs bis acht Wochen). 

Für die meisten Kolleginnen und Kollegen wird die hier 
ausgesprochene uneingeschränkte Kaufempfehlung für 
die dritte Auflage des Würzburger Notarhandbuchs ver-
mutlich viel zu spät kommen, da sie die Neuauflage bereits 
seit mehr als zwei Monaten benutzen. Für alle Übrigen 
gilt: Besser heute als morgen bestellen! Die Anschaffung 
lohnt sich für die erfahrene Berufsträgerin ebenso wie für 
den Jungnotar, für die Notaranwärterin bzw. den Notar-
assessor ebenso wie für den Sachbearbeiter im Notariat. 
Unerfreulich ist lediglich – wie bereits erwähnt – die üp-
pige Preiserhöhung gegenüber der Vorauflage, die gerade 
angesichts des großen Erfolgs (und der damit verbundenen 
hohen Auflage) des Würzburger Notarhandbuchs nicht er-
forderlich gewesen wäre, zumal das verwendete Papier eher 
von minderer Qualität zu sein scheint. Dies ändert freilich 
nichts daran, dass die Anschaffung der Neuauflage ein ab-
solutes Muss ist (worüber sich der Verlag vermutlich im 
Klaren war …). 

Notar a. D. Sebastian Herrler

K. Stöber/D.-U. Otto, Handbuch zum Vereinsrecht, 
10. Aufl., Dr. Otto Schmidt Verlag, Köln 2012, 842 
Seiten, 79,80 €

Nach dem Reichert und dem Sauter/Schweyer/Waldner ist 
nun ein weiteres Standardhandbuch zum Vereinsrecht – der 
Stöber – als „Reformauflage“ neu erschienen. Auch abgese-

hen von den wichtigen Gesetzesänderungen (Vereinsrechts-
novelle des Jahres 2009 und Inkrafttreten des FamFG) ließ 
die in die Jahre gekommene Vorauflage (2004) eine Über-
arbeitung wünschenswert erscheinen. In der Neuauflage 
ist damit zugleich ein Stabwechsel verbunden – sicherlich 
zugunsten der notariellen Perspektive: An die Stelle Kurt 
Stöbers tritt Dr. Dirk-Ulrich Otto, Geschäftsführer bei der 
Ländernotarkasse in Leipzig; aus dem Stöber wird also der 
Stöber/Otto. Mit der Überarbeitung führt Otto fort, was 
die Stärke des Handbuchs schon seit Langem ausmacht: 
wissenschaftlich fundierte, übersichtliche, praxisrelevante 
Ausführungen. Die Darstellung umfasst 674 Seiten (ein-
schließlich Formulierungsvorschlägen und Mustern) und 
lässt kaum ein Detailproblem aus, ein Anhang von über 140 
Seiten ergänzt das Werk um Satzungsbeispiele, Gesetzes-
auszüge und Ähnliches. 

Fazit: Dem Notar auf der Suche nach einem aktuellen und 
praxistauglichen Handbuch zum Vereinsrecht kann die 
Anschaffung des Stöber/Otto uneingeschränkt empfohlen 
werden.

Dr. Simon Blath

W. Bayer, Der gutgläubige Erwerb von GmbH-Anteilen – Kri-
tische Bestandsaufnahme der lex lata und Vorschläge de lege 
ferenda, notar 2012, 267

L. Böttcher/J. Kraft, Grenzüberschreitender Formwechsel 
und tatsächliche Sitzverlegung – Die Entscheidung VALE des 
EuGH, NJW 2012, 2701

R. Dammann/O. Lehmkuhl, Unwirksamkeit insolvenzbe-
dingter Lösungsklauseln, NJW 2012, 3069

C. Felten, Vereinbarung vertraglicher Rückforderungsrechte 
für den Fall der Verfassungswidrigkeit des Erbschaftsteuer-
gesetzes, ZEV 2012, 402

P. S. Fischinger, Schutz des Zugewinnausgleichsschuldners 
bei unverschuldetem Vermögensverfall zwischen Rechtshän-
gigkeit und Rechtskraft, NJW 2012, 3611

R. Gaier, Weisungsbefugnisse der Dienstaufsicht bei der Do-
kumentation notarieller Verwahrungsgeschäfte, ZNotP 2012, 
442

R. Geck, Geplante Änderungen des ErbStG im Rahmen des 
JStG 2013 – Gute und schlechte Nachrichten aus dem Bundes-
rat, ZEV 2012, 399

C.-G. Hasselmann, Die vollmachtlose Gründung einer Ein-
personen-GmbH, ZIP 2012, 1947

H. Heckschen/M. Kreußlein, Vorsorgevollmachten und Sat-
zungsgestaltung im GmbH-Recht, NotBZ 2012, 321

R. Jacobs, Das Ende der Hausratsteilung – Das neue sachen-
rechtliche Regime des § 1568b BGB, NJW 2012, 3601

C. Keim, Die Überwindung der erbvertraglichen Bindung 
beim mehrseitigen Erbvertrag, RNotZ 2012, 496

H.-F. Krauß, Immobilienkaufvertrag – Aktuelle Entwicklun-
gen, notar 2012, 317

K. Lechner, Erbverträge und gemeinschaftliche Testamente in 
der neuen EU-Erbrechtsverordnung, NJW 2013, 26

N. P. Mairose, Verbraucherkreditrecht in der notariellen Pra-
xis, RNotZ 2012, 467

P. Popescu, Risiken des Bauvermittlungsvertrags, NJW 2012, 
3687

M. Rapp, Gemeinschaftsordnung und Bauträgervertrag bei 
Betreutem Wohnen, MittBayNot 2012, 432
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W. Reetz, Versorgungsausgleich: Verrechnungsvereinbarun-
gen und § 8 Abs. 2 VersAusglG, NotBZ 2012, 329 

H. Schmidt, Die materiellen und kostenrechtlichen Folgen der 
Ausübung des Vorkaufsrechts, NotBZ 2012, 441

S. Winkler, Keine Insolvenzanfechtung wegen inkongruenter 
Deckung bei Überweisung vom Notaranderkonto auf Anwei-
sung des Insolvenzschuldners, BB 2012, 3096

Ter mi ne für Februar 2013 – An mel dung und nä he re In for-
ma tio nen bit te di rekt beim DAI-Fach in sti tut für No ta re, 
Post fach 250254, 44740 Bo chum, Tel. (0234) 970 64 18, 
Fax (0234) 70 35 07 (www.an walts in sti tut.de).

14. Vorbereitungslehrgang auf die notarielle Fachprüfung 
(Diehn/Reetz/Tiedtke/Wandel), 4.-9.2.2013 Bochum

Aktuelle Probleme der notariellen Vertragsgestaltung im 
Immobilienrecht 2012/13 (Herrler/Hertel/Kesseler), 1.2.2013 
Heusenstamm, 2.2.2013 Köln, 8.2.2013 Kiel, 9.2.2013 Berlin

Aktuelle Fragen zu Betreuungsrecht, Vorsorgevollmacht 
und Patientenverfügung (Müller/Renner), 8.2.2013 Olden-
burg

Intensivkurs Bauträgerrecht (Blank), 15./16.2.2013 Bo-
chum

Aktuelles zum Recht der Hauptversammlung (Reul/Zie-
mons), 27.2.2013 Heusenstamm
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Tagung des Instituts für Notarrecht an der 
Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn  

Rechtswahl im Familien- und Erbrecht 
(Rom-III-VO, EU Verordnung 

zum Erbrecht)
Freitag, 1. März 2013 1015 - 1615 Uhr

Atrium Maximum (Alte Mensa)
Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Saarstraße 21, 55122 Mainz

Das Rheinische Institut für Notarrecht der Rheinischen 
Friedrich – Wilhelms – Universität Bonn in Kooperation 
mit der Johannes Gutenberg – Universität Mainz laden zu 
der Tagung „Rechtswahl im Familien- und Erbrecht (Rom-
III-VO, EU Verordnung zum Erbrecht)“ ein.

Referenten der Tagung sind: Frau Prof. Dr. Sabine Cor-
neloup, Herr Prof. Dr. Urs-Peter Gruber, Prof. Dr. Dr. h.c. 
mult. Dieter Henrich und Prof. Dr. Christopher Keim.

Nähere Informationen sowie Anmeldeformular siehe unter 
www.jura.uni-bonn.de/notarrecht

Anfragen sind zu richten an das 

  Rheinische Institut für Notarrecht
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  Telefax: 0228/73-4041
  E-Mail: notarrecht@uni-bonn.de
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